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Wien, 15. Juni 2026 
 
 
Kimberger/TS/40-26 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz für 
Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge und das Hochschulgesetz 2005 geändert werden 
Begutachtungs- und Konsultationsverfahren – GZ.: 2026-0.170.809 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Gewerkschaft Pflichtschullehrerinnen und Pflichtschullehrer nimmt zum oben angeführten 
Verordnungsentwurf wie folgt Stellung: 
 
Das von Bildungsminister Christoph Wiederkehr ausgegebene Ziel der im Mai 2025 gestarteten 
Initiative „Freiraum Schule“ war, die schulische Verwaltung spürbar zu vereinfachen und damit unsere 
Lehrer:innen und Schulleiter:innen bürokratisch massiv zu entlasten. Den Schulen wieder 
ausreichend Zeit und mehr Freiraum für ihre pädagogische Arbeit zu ermöglichen, lautete großspurig 
die Devise. Eine Vielzahl von strukturellen Maßnahmen wurde seit damals mit viel Propaganda und 
Eigenvermarktung seitens des BMB angestoßen, viel weniger davon umgesetzt. Allerdings ist bis zum 
jetzigen Zeitpunkt von der angekündigten Entlastung im Großen und Ganzen recht wenig an den 
Schulen angekommen und sogar der administrative Aufwand weiter gestiegen, um mit der 
verpflichtenden Sommerschule nur ein Beispiel zu nennen! Aber auch dieser nun vorliegende Entwurf 
wird nicht die dringend notwendige Erleichterung bringen. 
 
Artikel 1 
Änderung des Schulunterrichtsgesetzes 
In § 45 Abs. 5 erster Satz wird nach der Wendung „mittleren oder höheren Schule“ die Wendung „oder 
in einem freiwilligen zehnten oder elften Schuljahr an einer allgemeinbildenden Pflichtschule“ und 
nach dem Wort „Mitteilung“ die Wendung „unter Angabe der Gründe für das Fernbleiben“ eingefügt. 
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Bleiben Schüler:innen einer mittleren oder höheren Schule, aber auch Schüler:innen, welche ein 
freiwilliges zehntes und elftes Schuljahr gemäß § 32 Abs. 2a und 2b SchUG in der allgemeinen 
Pflichtschule besuchen, über einen längeren Zeitraum dem Unterricht fern, obwohl den 
Erziehungsberechtigten schulbehördlich eine schriftliche Aufforderung zugestellt wird, das 
Fernbleiben sachlich zu rechtfertigen, stellt dies einen Abmeldegrund dar. 
 
Aus den EB (S. 3/6): 
„Sofern es in Folge eines längeren ungerechtfertigten Fernbleibens zu einer Abmeldung kommen sollte, 
fließen die Jugendlichen in das Meldesystem der „Ausbildung bis 18“ ein und können durch die 
vorgesehenen Maßnahmen (Beratung, Erstellung von Perspektiven- und Betreuungsplänen) 
unterstützt werden.“  
 
Es ist noch rechtlich zu klären, wer nach einer solchen Abmeldung die Jugendlichen in dieses 
Meldesystem der „Ausbildung bis 18“ einmeldet bzw. wer/welche Institution diese unterstützenden 
Maßnahmen wo zur Verfügung stellt? 
Positiv ist jedenfalls anzumerken, dass die mit 1. September 2026 in Kraft tretenden 
Perspektivengespräche (§ 44 Abs.9 SchUG) in diesem Fall sinnvollerweise nicht an der Schule 
vorgesehen sind! 
 
In § 70a Abs. 1 wird nach der Wendung „Zustellungen können“ die Wendung „ganz oder teilweise“ 
eingefügt. 
 
Die Gewerkschaft Pflichtschullehrer:innen weist bei dieser Änderung des § 70a Abs. 1 SchUG darauf 
hin, dass eine Gewährleistung der Datenschutzgrundverordnung nicht gegeben ist! Wie sollen 
datenschutzkonform und rechtssicher die § 57 Abs. 4+5 (Lehrer:innenkonferenzen), 62 (Beratung 
zwischen Lehrer:innen und Erziehungsberechtigten), 63a (Schul- und Klassenforen) und  
64 (Schulgemeinschaftsausschuss) SchUG umgesetzt werden? In welcher Form sollen Beschlüsse in 
einer hybriden Form überhaupt gefasst werden? Zudem könnte man auch den Eindruck bekommen, 
dass der Dienstgeber vielleicht mit dieser Form der Kommunikation bei Konferenzen gleichzeitig dem 
Platzmangel an vielen Schulen entgegenwirken möchte („Ein Schelm, wer Böses dabei denkt“)? 
 
In § 82 Abs. 29 Z 1 wird vor der Wendung „§ 44 Abs. 5 bis 9“ die Wendung, „der ab Beginn des Schuljahres 
2026/27 anzuwenden ist,“ eingefügt. 
 
BGBl. Nr. 117/2025 vom 30.12.2025 - § 43a SchUG „Schutz der kindgerechten Entwicklungs- und 
Entfaltungsfreiheit“.  
Die erläuternde Begründung zur Einführung des Kopftuchverbotes mit Beginn des Schuljahres 
2026/2027 statt 1. September 2026 kann nur als skurril angesehen werden: Wiederholungs- und 
Nachtragsprüfungen sollen ohne die Umsetzung des Kopftuchverbotes abgehalten werden können, 
damit Prüfungsergebnisse dadurch nicht beeinflusst werden. Aber auch das Ziel der Sommerschule 
(Erlernen der Unterrichtssprache) soll nicht durch die Umsetzung des Kopftuchverbots gemindert 
werden. Hier erübrigt sich für uns jeder weitere Kommentar!  
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Artikel 3  
Änderung des Hochschulgesetzes 2005  
Dem § 8 Abs. 1 wird folgender letzter Satz angefügt:  
„Darüber hinaus hat sie im Rahmen der Fort- und Weiterbildung Führungskräfte sowie Lehrpersonen 
an Schulen durch Angebote im Bereich der Supervision und des Coachings in ihrer Professionalisierung 
zu unterstützen bzw. kann sie solche Angebote im Rahmen der Fort- und Weiterbildung von 
Führungskräften sowie Pädagoginnen und Pädagogen in anderen pädagogischen Berufsfeldern 
durchführen.“ 
 
Zu erwarten ist ein enorm hoher Bedarf an diesen von uns seit Langem geforderten sinnvollen 
Angeboten im Bereich der Supervision und des Coachings und dabei ist es unerlässlich, dass den 
Pädagogischen Hochschulen jedenfalls die dafür nötigen personellen und finanziellen Mittel auch 
tatsächlich zusätzlich (und zwar außerhalb ihres sogenannten „Globalbudgets“) zur Verfügung gestellt 
werden. Sollte das – aus welchen Gründen auch immer – nicht durch den Gesetzgeber gewährleistet 
werden, ist eine qualitätsvolle Umsetzung dieses wichtigen Vorhabens mit allen negativen 
Auswirkungen gefährdet. 
 
 

 Mit freundlichen Grüßen 
 
Für die Gewerkschaft Pflichtschullehrerinnen und Pflichtschullehrer: 
 

 
 
Paul Kimberger 
Vorsitzender 
 
F.d.R.d.A.: Peter Böhm, Elisabeth Tuma 


